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Welt-Nichtrauchertag 2010:

“Wann, wenn nicht jetzt, will die Politik wirksame Maßnahmen gegen Tabakabhängigkeit setzen?”
Österreichische Gesellschaft für Pneumologie (ÖGP) warnt davor, durch falsche Gesundheitspolitik jetzt die Basis für „Generationen von Lungenkranken“ zu legen. 
Wirksame Maßnahmen zur Suchtprävention und –behandlung unverzichtbar.

Forderung nach nationalem Gesundheitsplan zur Reduktion der Tabakabhängigkeit.

Wien, 26. Mai 2010. Als „Anwälte der (Lungen)Gesundheit“ werden sich Österreichs Lungenfachärzte künftig verstärkt in die Gesundheitspolitik einmischen, kündigte heute vor Journalisten in Wien OA Dr. Sylvia Hartl, Vizepräsidentin der ÖGP, Generalsekretärin der ERS (European Respiratory Society) und Oberärztin der I. Internen Lungenabteilung am Otto Wagner Spital in Wien, als Gegengewicht zur in Österreich verfehlten Gesundheitspolitik an. 
Tabakprävention bedeutet Rauchverbote
Nach dem WHO-Report ‚The global Tobacco epidemic 2009’ „muss der Öffentlichkeit bewusst gemacht werden, dass wirksame Tabakprävention an Rauchverboten nicht vorbei kommt. Daneben“, so Hartl, „sind aber auch eine Reihe weiterer Maßnahmen erforderlich, um eine Reduktion der Anzahl der Tabakabhängigen zu schaffen und eine wesentliche gesundheitsfördernde Maßnahme für die Bevölkerung zu setzen“. Dementsprechend forderte Hartl als unverzichtbare Basis die Entwicklung und Umsetzung eines österreichischen  Plans zur Verringerung des Tabakkonsums. 

Prävention ist „Chefsache“
Laut WHO können nationale ‚Non Profit Organisationen’ wie wissenschaftliche Gesellschaften, Patientenorganisationen, karitative Einrichtungen u.a.m. einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung von „Rauchfreiheit“ leisten. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass alle diese Initiativen in einem nationalen Gesundheitsplan zusammengefasst und zur Chefsache erklärt werden. „Länder“, so Hartl, „die diese Arbeit nicht zum nationalen Gesundheitsplan und damit zur Chefsache machen, werden wenig erfolgreich sein.“ 
Mindestanforderungen an einen Nationalen Gesundheitsplan
Als Mindestanforderungen an einen nationalen Gesundheitsplan formuliert die WHO:
1. Kontrolle der Einhaltung der Tabakpräventionsgesetze mit deutlichen Strafen bei Zuwiderhandeln
2. Öffentliche Thematisierung und Information der Bevölkerung über die Gesundheitsschäden durch Tabakkonsum und aktive Beratung über Behandlungsmöglichkeiten der Abhängigkeit (primär für Kinder bevor sie mit dem Rauchen beginnen, (Betriebs) Ärzte, Zahnärzte, Apotheken, Hebammen, Krankenpflege, Selbsthilfe, kostenlose Telefonhotlines); Menschen, die (leichten) Zugang zur Beratung haben.

3. Kostenfreie/sehr günstige Therapieangebote, vor allem für untere Einkommensschichten und systematische Überweisung an Behandlungseinrichtun-gen, wenn der Hausarzt die Sucht nicht selbst behandelt. 
In jedem Fall sollten zumindest die Kosten für Nikotinersatz und therapeutische Beratung/Begleitung bezahlt werden.

4. Regelmäßige, deutliche Erhöhung der Tabaksteuern, aus denen auch der Gesundheitsplan zu finanzieren ist (s. Abb. 1 ). Derzeit fließen auch in den „reichen“ Ländern aus den Erträgen der Tabaksteuern kaum Mittel  in die Prävention!

Nur 17 der „high income“- Länder, betonte Hartl, erfüllen zurzeit alle Maßnahmen nach WHO-Plan. Das bedeutet, dass nur 8,2 % der Tabak-Abhängigen in der Welt auch eine adäquate Therapie! erhalten (s. Abb. 2)
Rauchertherapie bringt rasche positive Auswirkungen

„ Die Rauchertherapie wird von der WHO“, resümiert Hart, „trotz hoher Rückfälligkeitsraten, wie sie bei einer Suchterkrankung üblich sind, als eine der wichtigsten Gesundheitsmaß-nahme angesehen, da sie rasch zu positiven Auswirkungen führt.“ Voraussetzung ist allerdings, dass sie nicht nur punktuell oder einkommensabhängig verfügbar ist und dass durch eine zentralisierte Steuerung der nationalen Gesundheitsplanung die Kosten für die Therapie gering gehalten werden.

Österreich: Gute Voraussetzungen für nationalen Gesundheitsplan
In Österreich gibt es in der Gesundheitsstruktur gute Voraussetzungen, alle Einrichtungen der öffentlichen Gesundheitsvorsorge nutzen zu können. Ein abgestufter Plan von der Schule bis zur medizinischen Versorgung in allen Einrichtungen sollte die Rauchertherapie von der Kurzberatung bis zur längerfristigen medikamentösen Therapie umfassen. 

„Wir brauchen“, unterstreicht Hartl, „flächendeckend Schülerberatung, Beratung in allen                                    Betrieben, Beratung durch alle Ärzte, Behandlung durch Suchttherapeuten (Ärzte, Psychologen u.a. mit entsprechender Qualifikation), öffentliche Thematisierung des Gesundheitsrisikos und Förderung von Initiativen zur Reduktion der Abhängigkeit.“                       

„Gesundheitsminister nicht aus der Verantwortung entlassen“
Der Versorgungsplan sollte auch alle privaten Initiativen fördern, „aber das heißt nicht, den Gesundheitsminister als zentral Verantwortlichen aus der Verantwortung zu entlassen. „Wann wollen wir“, so Hartl abschließend, “das Pendel wirksam in die andere Richtung bewegen, wenn nicht jetzt?“
Ev. Rückfragen: 

OA Dr. Sylvia Hartl, Vizepräsidentin der ÖGP, Generalsekretärin der ERS (European Respiratory Society), Oberärztin der I. Internen Lungenabteilung am Otto Wagner Spital, Wien, Tel.: 01/910 60–41635,
mobil: 0676/550 54 05, eMail sylvia.hartl@wienkav.at 
Monika Bannert, Dr. Bannert Public Relations, 01/802 48 91, mobil: 0664/21 00 618, 

eMail: m.bannert@dr.bannert-pr.at 

Beispiel England: nationaler Versorgungsplan: 
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Abb. 1
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Abb. 2
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